










 

 

mic AG 

 

Anhang 

Zwischenabschluss per 30.06.2019 

 
 
1. Allgemeine Angaben 

Der Zwischenabschluss zum 30.06.2019 wurde nach den Vorschriften des Bilanzrichtlinie-Umset-
zungsgesetzes (BilRuG) aufgestellt.  
 
Die Gesellschaft ist eine kleine Kapitalgesellschaft i.S.d. § 267 Abs. 1 HGB. Die Zwischenbilanz 
und die Gewinn- und Verlustrechnung sind nach den Bestimmungen der §§ 266 und 275 Abs. 2 
HGB gegliedert. Der Anhang wurde gem. § 285 i.V. m. § 288 HGB erstellt. 
 
Posten der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung, die im Geschäftsjahr keinen Betrag aus-
weisen, werden gem. § 265 Abs. 8 HGB nicht angegeben. 
 
Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt zum 30.06.2019 EUR 15.254.000,00 € und ist in voller 
Höhe einbezahlt.  
 
Sitz der Gesellschaft ist München. Die Gesellschaft wird beim Handelsregister des Amtsgerichtes 
München unter HRB 162886 geführt. 
 
 
2. Erläuterungen zu den Bewertungsmethoden und zum Jahresabschluss 

Die Gesellschaft befindet sich in einer angespannten Liquiditätssituation. Unter Berücksichtigung 
der vorliegenden Unternehmensplanung werden zukünftig ausreichend finanzielle Mittel für die 
Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebes der Gesellschaft zur Verfügung stehen, so dass bei der 
Bilanzierung und Bewertung von der Fortführung der Unternehmenstätigkeit auszugehen ist. Um 
dies sicherzustellen, hat die Gesellschaft seit September 2016 die laufenden Kosten massiv ge-
senkt und ein Entschuldungsprogramm konsequent umgesetzt. Nach der Unternehmensplanung 
kann jederzeit ausreichend Liquidität geschaffen werden, die fälligen Verbindlichkeiten zu decken. 
Hierzu zählen Einzahlungen aus der Veräußerung von Beteiligungen, Einzahlungen aus Darle-
hensrückführungen sowie Einzahlungen aus sonstigen Maßnahmen. Die Planung berücksichtigt 
zudem negative Szenarien und zeigt auf, dass hierfür ausreichende finanzielle Vorkehrungen ge-
troffen wurden. 
 
Der Zwischenabschluss zum 30. Juni 2019 wurde auf Grundlage der Bilanzierungs- und Bewer-
tungsvorschriften des Handelsgesetzbuches aufgestellt. Ergänzend zu diesen Vorschriften waren 
die Regelungen des Aktiengesetzes zu beachten. Im Einzelnen waren dies folgende Grundsätze 
und Methoden: 
 
Erworbene immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens sind zu Anschaffungs- 
bzw. Herstellungskosten bilanziert und werden, sofern sie der Abnutzung unterliegen, entspre-
chend der Nutzungsdauer um planmäßige Abschreibungen vermindert.  
 
Die Bewertung des Sachanlagevermögens erfolgt zu den Anschaffungs- oder Herstellungskos-
ten, vermindert um die planmäßigen Abschreibungen. Die planmäßigen Abschreibungen wurden 
nach der voraussichtlichen Nutzungsdauer der Vermögensgegenstände und entsprechend den 



 

steuerlichen Vorschriften linear und degressiv vorgenommen. Geringwertige Wirtschaftsgüter bis 
zu einem Netto-Einzelwert von EUR 800,00 sind im Jahr des Zugangs voll abgeschrieben bzw. als 
Aufwand erfasst worden.  
 
Bei den Finanzanlagen werden die Anteilsrechte zu Anschaffungskosten bzw. mit dem niedrige-
ren beizulegenden Werten angesetzt.  
 
Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände wurden zum Nominalwert bewertet. 
 
Der Ansatz der liquiden Mittel erfolgte zum Nennwert. 
 
Als Rechnungsabgrenzungsposten werden auf der Aktivseite Ausgaben vor dem Abschluss-
stichtag ausgewiesen, sofern sie Aufwand für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen.  
 
Die Rückstellungen wurden in Höhe des Betrages angesetzt, der nach vernünftiger kaufmänni-
scher Beurteilung notwendig war. 
 
Verbindlichkeiten wurden mit dem Erfüllungsbetrag angesetzt.  
 
 
3. Erläuterungen zur Bilanz  

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände mit einer Restlaufzeit von mehr als ei-

nem Jahr betragen EUR 0,00 (Vorjahr EUR 18.993,99). 

 

Eigenkapital 

Das gezeichnete Kapital setzt sich wie folgt zusammen: 

 

Auf den Inhaber lautende Stammaktien 

  15.254.000 Stück á EUR 1,00 = EUR 15.254.000,00. 

 

Genehmigtes Kapital 

 

Der Vorstand ist durch Beschluss der Hauptversammlung vom 21.12.2017 ermächtigt, das Grund-

kapital mit Zustimmung des Aufsichtsrates bis zum 29.01.2023 gegen Bar- und/ oder Sacheinlage 

einmal oder mehrmals um insgesamt bis zu EUR 7.434.000,00 zu erhöhen, wobei das Bezugs-

recht der Aktionäre ausgeschlossen werden kann (Genehmigtes Kapital 2017/I). 

 

Bedingtes Kapital 

 

Zum 31. Dezember 2018 sieht die Satzung der Gesellschaft 5 bedingte Kapitalien über insgesamt 

bis zu EUR 3.772.200,00 vor:  

 

 

• Das Grundkapital ist gemäß § 3 Abs. 6 der Satzung um bis zu EUR 555.800,00 durch 

Ausgabe von bis zu 555.800 neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien bedingt erhöht (Beding-

tes Kapital 2015/I). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Sicherung von Bezugsrechten aus 



 

Aktienoptionen, die von der mic AG auf der Grundlage der Ermächtigung der Hauptversammlung 

vom 06. August 2015 im Rahmen des Aktienoptionsplans 2015 ausgegeben werden können.  

 

• Das Grundkapital der Gesellschaft ist gemäß § 3 Abs. 10 der Satzung um bis zu EUR 

240.000,00 durch Ausgabe von bis zu 240.000 neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien be-

dingt erhöht (Bedingtes Kapital 2014/I). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Sicherung von 

Bezugsrechten aus Aktienoptionen, die von der mic AG auf der Grundlage der Ermächtigung der 

Hauptversammlung vom 13. August 2014 im Rahmen des Aktienoptionsplans 2014 ausgegeben 

werden können.  

 

• Das Grundkapital ist gemäß § 3 Abs. 9 der Satzung um bis zu EUR 226.000,00 durch 

Ausgabe von bis zu 226.000 neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien bedingt erhöht. Die 

bedingte Kapitalerhöhung dient der Sicherung von Bezugsrechten aus Aktienoptionen, die von der 

mic AG auf der Grundlage der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 18. Juli 2011 im Rahmen 

des Aktienoptionsplans 2011 begeben werden können.  

 

• Das Grundkapital der Gesellschaft ist gemäß § 3 Abs. 7 der Satzung um bis zu EUR 

1.075.250,00 durch Ausgabe von bis zu 1.075.250 neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien 

bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2014/II). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von 

Aktien an Inhaber von Options- bzw. Wandelschuldverschreibungen bzw. Wandlungspflichten 

nach Maßgabe der Wandelanleihebedingungen, die aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der 

Hauptversammlung vom 13. August 2014 bis zum 12. August 2019 von der Gesellschaft ausge-

geben werden können. Die Ausgabe der Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend 

bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden Options- bzw. Wandlungs-

preis. 

 

• Das Grundkapital der Gesellschaft ist gemäß § 3 Abs. 11 der Satzung um bis zu EUR 

1.675.200,00 durch Ausgabe von bis zu 1.675.200,00 neuen, auf den Inhaber lautende Stückak-

tien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2013/II). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit 

durchgeführt , wie die Inhaber von Options- und Wandlungsrechten bzw. die zur Wandlung / Opti-

onsausübung Verpflichteten aus Options- und Wandelschuldverschreibungen , die von der Gesell-

schaft oder einem nachgeordneten Konzernunternehmen der Gesellschaft aufgrund der Ermäch-

tigung des Vorstands durch Hauptversammlungsbeschluss vom 31. Juli 2013 bis zum 30. Juli 2018 

ausgegeben bzw. garantiert werden, von ihren Options- bzw. Wandlungsrechten Gebrauch ma-

chen oder, sie zur Wandlung/Optionsausübung verpflichtet sind, ihre Verpflichtung zur Wand-

lung/Optionsausübung erfüllen. Die Ausgabe der Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorste-

hend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden Options- bzw. Wand-

lungspreis. 

 

Die Gesellschaft hielt am Abschlussstichtag insgesamt 3.000 Stückaktien, mit einem Anteil am 

Grundkapital in Höhe von EUR 3.000,00. Dies entspricht ca. 0,02 % des Grundkapitals. 

 

 

  



 

Die Entwicklung der Kapitalrücklage stellt sich wie folgt dar: 

 EUR €
Kapitalrücklage am 01. Januar 2019: 20.781.724,51 

Veränderung in Berichtsperiode 0 

Kapitalrücklage am 30. Juni 2019: 20.781.724,51  

 

 

Verbindlichkeiten 

Es bestanden Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit unter einem Jahr in Höhe von 

EUR 498.007,65 (Vorjahreszeitraum EUR 478.056,02).  

 
 
4. Haftungsverhältnisse und sonstige finanzielle Verpflichtungen 

Zum Zwischenabschlussstichtag bestanden folgende Haftungsverhältnisse: 
 
Die Gesellschaft ist, z.T. mit anderen, Haftungsverhältnisse eingegangen, wozu die Bürgschaft für 

einen Kredit einer direkten Beteiligung, die Bürgschaft für einen Kredit einer indirekten Beteiligung 

und eine Garantie für die Erfüllung eines Anteilskaufvertrages ebenso einer indirekten Beteiligung 

gehören. In Summe belaufen sich die Haftungsverhältnisse auf EUR 119.000,00. Zu diesem Be-

trag kommen aus den genannten Haftungsverhältnissen weitere Risiken im Zusammenhang mit 

der Erfüllung des Kaufvertrages und in Bezug auf Zinsen. 

 
Sonstige finanzielle Verpflichtungen  
 
Zum Stichtag der Zwischenbilanz bestehen sonstige finanzielle Verpflichtungen in Höhe von EUR 
125.653,90, die aufgrund abgeschlossener Mietverträge, Leasingverträge entstanden sind. Auf-
grund der variablen Berechnungsgrundlagen stellt diese Zahl eine qualifizierte Schätzung dar. 
 
 

5. Erläuterungen zu Vorgängen von besonderer Bedeutung nach dem Zwischenbilanz-

stichtag 

Die mic AG hat Darlehen und sonstige Forderungen gegenüber der micData AG in Höhe von ins-
gesamt EUR 500.000,00 im Wege einer Sachkapitalerhöhung in 400.000 Aktien der micData AG 
gewandelt. 
 

  



6. Sonstige Angaben

Im Geschäftsjahr war durchschnittlich kein Arbeitnehmer beschäftigt.

Alleiniger Vorstand der Gesellschaft während des Geschäftsjahres war Herr Andreas Empl, Mün

chen.

Der Aufsichtsrat bestand im Geschäftsjahr aus;

Herrn Dr. Jürgen Gromer (Vorsitzender), Bensheim, Mitglied der Boards von in den USA ge

listeten Elektronikunternehmen

Herrn Ernst-Wilhelm Frings (stellvertretender Vorsitzender), Bad Homburg, vormaliger Vor

stand einer internationalen WP-Gesellschaft

Herrn Dr. Christoph Ludwig, München, Partner ein Steuerberatungsgesellschaft

München, den 30.09.2019

mic AG

Andreas Empl

Vorstand


